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Abend Ausgabe. 


Landtags⸗Verhandlungen. 
Abgeordnetenhaus. 
77. Sitzung vom 1. Juni. 

Präſident v. Köller eröffnet die Sitzung 
um 117), Uhr. 

Am Miniſtertiſche: Miniſter des Innern Graf 
zu Eulenburg, Finanzminiſter Bitter. 

Der Abg. Büchtemann iſt neu in's Haus ein- 
getreten. 

Tagesordnung: 

J. Dritte Berathung des Geſetzentwurfs be⸗ 
treffend die Organiſation der allgemeinen Landes⸗ 
verwaltung. 

Die Diskuſſion beginnt bei § 78, mit welcher 
zugleich die Diskuffion über § 79 verbunden wird. 
Dieſelben lauten nach den Beſchlüſſen der zweiten 
Leſung: 

§ 78. „Der Landrath iſt befugt, unter Zu⸗ 
ſtimmung des Kreis ausſchuſſes, nach Maßgabe der 
Vorſchriften des Geſetzes über die Poltzeiverwaltung 
vom 11. März 1850 bezw. der Verordnung vom 
20. September 1867 und des lauenburgiſchen Ge⸗ 
ſetzes vom 7. Januar 1870, für mehrere Ortspo- 
lizeibezirke oder für den ganzen Umfang des Kreiſes 
gültige Polizeivorſchriften zu erlaſſen und gegen die 
Nichtbefolgung derſelben Geldſtrafen bis zum Be⸗ 
trage von 30 Mark anzudrohen. 

Die gleiche Befugniß ſteht in Städten und 
deren Bezirk der Ortspoltizeibehörde mit Zuſtimmung 
der Stadtgemeinde zu. Verſagt die Stadtgemeinde 
die Zuſtimmung, ſo kann ſolche auf Antrag der 
Ortspoltzeibehorde durch den Wee ergänzt 


werden. = 


enthält bie in zweiter Le⸗ 
beſchloſſenen zuſätzlichen Beſtimmungen.) 

§ 79. „Die Ertheilung der Genehmigung 
zum Erlaſſe ortspolizrilicher Vorſchriften mit einer 
Strafandrohung bis zum Betrage von 30 Mark 
gemäß § 5 der im § 73 angezogenen Geſetze ſteht 
dem Regierungs⸗Präſidenten zu. Ingleichen hat 
der Regierungs⸗Präſtdent über die Art der Verkün⸗ 
digung orts- und kreispolizeilicher Vorſchriften, ſo⸗ 
wie über die Form, von deren Beobachtung die 
Gültigkeit derſelben abhängt, zu beſtimmen.“ 

Hierzu liegt eine Reihe von Abänderungs⸗An⸗ 
trägen vor. 

Zunächſt befürwortet Abg. Lauenſtein 
einen Antrag, unter Streichung des zweiten Abſatzes 
des § 78 einen neuen Paragraphen anzunehmen, 
nach welchem in den Städten der Ortspolizei⸗Be⸗ 
hörde unter Zuſtimmung der Stadtgemeinde die Be⸗ 
fugniß zuſtehen ſolle, ortspolizeiliche Vorſchriften mit 
Androhung von Geldſtrafe bis zum Betrage von 
neun Mark zu erlaſſen. Zur Begründung deſſel⸗ 
ben führt Redner aus, daß die Stadtvertretung 
doch gewiß ebenſo viel Recht mitzuſprechen habe, 
wie die Gemeinde-Verwaltung auf dem Lande. Von 
dieſem Geſichtspunkte aus rechtfertige ſich die Straf⸗ 
androhung ſeitens der Stadtbehörden, als eines 
eſſentiellen Ausfluſſes ihrer Machtbefugniſſe. Um 
die Abſtimmung nicht zu verwirren, zieht Redner 
schließlich feinen Antrag zu Gunſten des nachfol⸗ 
genden Antrages des Abg. v. Huene zurück, an 
Stelle des Abſatzes 2 des 5 78 folgenden neuen 
$ 78a anzunehmen: 

„Ortspolizeiliche Vorſchriften bedürfen in Städ⸗ 
ten der Zuſtimmung des Gemeindevorſtandes. Ver⸗ 
ſagt der Gemeindevorſtand die Zuſtimmung, ſo kann 
dieſelbe auf Antrag der Behörde durch Beſchluß des 
Bezirlerathes ergänzt werden. In Fällen, welche 
keinen Aufſchub zulaſſen, iſt die Ortspolizei⸗Behörde 
befugt, die Polizeivorſchrift vor Einholung der Zu⸗ 
ſtimmung des Gemeindevorſtandes zu erlaſſen. Wird 
dieſe Zuſtimmung nicht innerhalb 4 Wochen nach 
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Mitwoch, den 2. Juni 1880. 5 


Abſatzes des § 78 und zwar lediglich deshalb, weil 
ſie dabei verbleiben müſſe, daß es höchſt bedenklich 
ſei, dieſe Materie an dieſer Stelle zu regeln. Es 
handle ſich hier nur um das Poltzeiverordnungs⸗ 
recht der Polizei- und Regierungspräfidenten, ſowie 
der Landräthe; die Belbehaltung des Beſchluſſes 
der zweiten Leſung würde die Bedeutung haben, 
daß ein beſtehender geſetzlicher Zuſtand beiläufig 
aufgehoben werden ſolle. Redner erklärt ſich event. 
mit dem Vorſchlage des Abg. v. Huene einverſtan⸗ 
den, jedoch nur, wenn das Haus dem Unterantrage 
des Abg. v. Liebermann zu dem Antrage Huene: 
im Abſatz 1 des vorgeſchlagenen § 78a hinter den 
Worten: „Ortspoltzeiliche Vorſchriften“ zu ſetzen: 
„ſoweit'ſie noch zum Gebiete der Sicherheitspolizei 
gehören“, die Zuſtimmung ertheilt. 

Abg. Zelle fürchtet, daß die Regelung 
dieſer Materie noch lange auf ſich warten laſſen 
könne, wenn ſie der Städte⸗Ordnung vorbehalten 
bleiben ſollte. 

Abg. Grumbrecht erklärt ſich mit dem 
Antrage Huene ebenfalls einverſtanden, wenn nach 
dem Unterantrage des Abg. Richter in dem § 78a 
das Wort „Gemeindevorſtand“ durch „Gemeinde“ 
erſetzt werde. 


Miniſter Graf zu Eulenburg betont 
wiederhole, daß das Polizeiverordnungsrecht der 
Städte in das gegenwärtige Geſetz ſachlich nicht 
hineingehöre. Das Zuſtandekommen von nützlichen 
Geſetzen aber werde durch das Hineinziehen fremder 
Materien ungebührlich erſchwert. Trotz dieſer 2 
denken würde man vtelleicht dem Drängen nache 


der Stadtgemeinde betreffe, jo habe dieſelbe bereiſts 
bei Erlaß des Geſetzes vom 11. März 1850 ßu 
eingehender Erörterung und zu dem Reſultate 1 
führt, daß nur die Anhörung, nicht die Zuſtimmuſig 
der Stadtgemeinde vorgeſchrieben wurde. Einen 
Weg zur Verſtändigung erkennt auch der Herr 
Miniſter in dem Huene'ſchen Amendement, wenn 
dabei die Sicherheitspolizei von der Zuſtimmung 
des Ortsvorſtandes ausgeſchloſſen werde. 

Abg. v. Wedell⸗ Piesdorf wendet ſich 
gegen einen Antrag des Abg. Bergenroth, wonach 
Polizeiverordnungen in Städten von mehr als 
10,000 Einwohnern nur vom Regierungspräſiden⸗ 
ten erlaſſen werden dürfen. Die Landräthe, führt 
Redner aus, hätten erfahrungsmäßig von ihrer Be⸗ 
fugniß nur einen ſehr mäßigen Gebrauch gemacht, 
ſchon um deshalb, weil ſie mitten im Leben ſtehen 
und nicht blos die Verordnungen zu erlaſſen, ſon⸗ 
dern auch auszuführen haben. Erſchreckliche Erfah⸗ 
rungen hätten alſo die Städte nicht gemacht, es 
ſcheine eine gewiſſe Manie der großen Städte zu 
ſein, das platte Land als Paria zu behandeln. 
(Widerſpruch links.) 

Abg. Richter (Berlin) charakteriſirt dage- 
gen das Amendement Bergenroth lediglich als eine 
Konſequenz der bereits angenommenen Beſtimmun⸗ 
gen. Den formellen Einwand bezüglich des ſtädti⸗ 
ſchen Polizeiverwaltungsrechts, daß daſſelbe in die⸗ 
ſes Geſetz nicht hineingehöre, widerlegt Redner mit 
gegentheiligen Präcedenzfällen. Der Begriff der 
„Sicherheitspolizei“ ſei fo dehnbar und unbeſtimmt, 
daß ſich unter denſelben alle möglichen Polizei-An- 
gelegenheiten ſubſummiren laſſen. Mit Annahme 
des Liebermann 'ſchen Antrages würde mithin die 
Hauptbeſtimmung ſelbſt inhaltlos. Der Hauptpunkt 
in der ganzen Frage bleibe der, ob die Stadtver⸗ 
ordneten ein Zuſtimmungsrecht zu den Polizeiver⸗ 
ordnungen haben ſollen eder nicht; auf die Erlan- 


das Geſetz ſtimmen zu müſſen, weil zu ſeinem Be⸗ 
der 2 
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zweiten Theil ſeines Antrages hinlänglich geſchützt 
worden. 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen. 

Bei der Abſtimmung wird zunächſt der Antrag 
Bergemann abgelehnt, das Unteramendement von 
Liebermann zu dem Antrage Huene wird mit 
170 gegen 152 Stimmen angenommen. 

Das Amendement Richter: im Antrage 
Huene: ſtatt „bedürfen der Zuſtimmung des Ge⸗ 
meindevorſtandes“ zu ſetzen: „bedürfen der Zuſtim⸗ 
mung der Gemeinde“ wird in namentlicher Abſtim⸗ 
mung mit 191 gegen 138 Stimmen abgelehnt. 

Die Abſtimmungßzhat im Weiteren das folgende 
Reſultat: S 78 der Beſchlüſſe der zweiten Leſung 
wird nur in ſeinem erſten Alinen genehmigt. An 
Stelle des zweiten Alinea's tritt der oben mitge⸗ 
theilte Antrag Huene mit dem Unterantrag v. Lie- 
bermann als neuer § 78 und $ 79 wird mit 
dem oben mitgetheilten Abänderungsantrage Huene 
ebenfalls angenommen. 

Bei § 87 motivirt der Abg. Richter ſei⸗ 
nen Standpunkt, der ihn nöthigt, gegen das ganze 
Geſetz zu ſtimmen, damit, daß man geſeßgeberiſch 
nicht auf Lager arbeiten ſolle. Es ſeien viele Be⸗ 
ſtimmungen in die Vorlage gebracht worden, von 
denen man noch gar nicht wiſſe, ob ſie in die in 
Aus ſicht geſtellte neue Landgemeindeordnung paßten. 
Außerdem ſei den Städten über 10,000 Einwohner 
das Beſchwerderecht an die Regierung entzogen. 
Vielleicht werde das Geſetz im Herrenhauſe noch 
weiter geändert, ſo daß auch andere Parteien auf 
daſſelbe verzichten. 

Abg. Windthorſt erklärt, ebenfalls gegen 


ſich in der Audienz, welche er dem von der Reiß 
nach den Provinzen Schleſien und Poſen zurückge 
kehrten Staatsminiſter . Lucius bewilligt, in 
längerer Berichterſtattung über die Verhältniſſe in den 
beiden Provinzen, wie dieſelben ſich zur Zeit geſtal⸗ 
tet haben, eingehend Vortrag halten laſſen. Se. 
Majeſtät nahm das lebhafteſte Intereſſe an allen 
von dem Miniſter vorgeführten Daten und erkun⸗ 
digte ſich voller Theilnahme nach verſchiedenen von 
dem Miniſter nicht berührten Zuſtänden. 

Am 4. Juni 1680 iſt der damalige Admi⸗ 
niſtrator des Erzſtiftes Magdeburg, Herzog Auguſt 
von Sachſen, geſtorben und auf Grund der Be- 
ſtimmungen des weſtfäliſchen Friedens reſp. des ſo⸗ 


1666 iſt mit dem geſammten Erzſtifte auch Mag⸗ 
deburg dem Kurfürſten Friedrich Wilhelm von 
Brandenburg angefallen. Am 4. Juni d. J, ſteht 
mithin Magdeburg 200 Jahre unter dem glor⸗ 
reichen Zepter der Hohenzollern. 
wie bekannt, feſtlich begangen werden und haben 
zur großen Freude Magdeburgs der Katjer und der 
Kronprinz die Anweſenheit bei dem Feſte zugeſagt. 
Wie mir mitgetheilt wird, erfolgt die Abreiſe Sr. 
Majeſtät von Berlin Morgens 8 Uhr per Extra- 
zug und ſoll die Ankunft in Magdeburg auf dem 


gen. Es ſind zum Empfange auf dem Bahnhofe 
befohlen der Oberpräſident, der Kommandant, der 
Poltzetpräſident und der Oberbürgermeiſter. Vom 
Bahnhofe aus begiebt ſich Se. Majeſtät nach dem 
Domplatz und hält dort Parade über die Magde⸗ 
burger Garniſon ab. Um 11 Uhr findet Vor⸗ 


N iglie 

Schulweſens und der Reigen ag e bein 5 
Zuſtimmung ertheilt habe. Er erblicke darin ein 
Unrecht, hoffe aber, daß das Herrenhaus in Wür⸗ 
digung der Gründe, welche er ſchon früher ange⸗ 
führt habe, gegen dieſen Paragraph ſtimmen werde, 
weil er abſolut nicht nothwendig iſt. Dann werde 
auch er in der Lage ſein, für das Geſetz zu 
ſtimmen. 

$ 87 und ebenſo die übrigen Paragraphen 
werden unverändert genehmigt und dann das Ge— 
ſetz im Ganzen mit großer Majorität ange⸗ 
nommen. 

U, Dritte Berathung des Geſetzentwurfs we⸗ 
gen Abänderung und Ergänzung des Geſetzes be- 
treffend die Verfaſſung der Verwaltungsgerichte und 
das Verwaltungsſtreitverfahren vom 3. Juli 1875 
und Einführung deſſelben in dem geſammten Um- 
fang der Monarchie. 8 

Der Geſetzentwurf wird mit unweſentlichem 
Amendement des Abg. v. Meyer zu $ 76 und 
einem ſolchen des Abg. Klotz zu 8 83 vom Haufe 
angenommen. 

Damit iſt die Tagesordnung erledigt. 

Nächſte Sitzung: Unbeſtimmt. 

Der Präſident wird ermächtigt, je nach dem 
Fortgange der Arbeiten der kirchenpolitiſchen Kom- 
miſſton die nächſte Plenarſitzung anzuberaumen. 

2299 5 3% Uhr. 


Deutſchland. 


** Berlin, 1. Juni. Der Reichskanzler hat 
dem Bundesrath den Antrag Preußens vom 28. 
Mai d. I, betreffend die Einverleibung der unteren 
Elbe in das Zollgebiet, zur Beſchlußnahme vorge- 
legt. Dieſer Antrag nimmt als Ausgangspunkt 
einen Beſchluß des Bundesraths des Zollvereins 
vom 2. Juni 1869, durch welchen dem Antrage 
des Ausſchuſſes für Zoll: und Steuerweſen vom 


und Schützengilden Spalier bilden, nach dem alten 
Markt machen, und es werden fi vor dem Raty⸗ 
hauſe Magiſtrat und Stadtverordnete aufſtellen, wo⸗ 
ſelbſt Geſang der vereinigten Männer⸗Geſangvereine 
und Anſprache erfolgt, worauf die Kaufmannſchaft, 
die Gewerke und die Schützengilden im Feſtzuge 
vorbeidefiliren werden Um 17½ Uhr ſoll alsdann 
eine Fahrt durch die große Schul- und Kaiſerſtratze 
vor ſich gehen, um 19% Uhr die Beſichtigung der 
landwirthſchaftlichen Ausſtellung folgen. Nachdem 
um 21, Ubr die Beſichtigung der Feſtungswerte 
durch Se. Majeſtät erfolgt iſt, kehrt derſelbe ins 
Palais zurück, um dann um 4 Uhr an dem in 
den Räumen der Loge Ferdinand zur Glückſeligkeit 
ſtattfindenden Feſteſſen theilzunehmen. Abends um 
7 Uhr findet Feſtvorſtellung im Theater ſtatt und 
die Abreiſe von Magdeburg per Extrazug um 9 
Uhr 15 Min. — Am 3. Juni ſoll das Feſt Nach⸗ 
mittags 5 ½ Uhr mit ſämmtlichen Glocken der Stadt 
eingeläutet werden. 

Die von der „Kieler Zeitung“ der „Berlins ke 
Tidende“ vom 25. Mai entnommene Notiz über 
unzureichende Fahrgeſchwindigkeit und Tiefgang und 
deshalb veranlaßte Reviſton der königlichen Nacht 
„Hohenzollern“ iſt vollkommen aus der Luft ge⸗ 
griffen. Es unterliegt vielmehr keinem Zweifel, daß 
die Nacht den an fie geſtellten Anforderungen in 
jeder Beziehung entſpricht. 


Berlin, 1. Juni. Se. Majeſtät der Kaiſer 
beehrte geſtern den Reichskanzler mit Allerhöchſtſeiner 
Gegenwart beim Diner. An demſelben nahmen 
außer der Familie Theil: Prinz Alols Lichtenſtein 
mit Gemahlin, General-Lieutenant von Albedyll 
mit Gemahlin, Graf und Gräfin Rantzau, Fürſt 
Dolgurouky, Botſchafter Fürſt Hohenlohe, Excellenz 
von Wilmowski, Finanzminiſter Bitter, General- 


genannten Kloſterbergiſchen Vertrages vom 28. Mai | 


Dieſer Tag ſoll, 


Magdeburg-Leipziger Bahnhofe um 10 Uhr erfol⸗ 


ftellung der Behörden im Palais ſtatt. 1 u 


&. Man, eine Fahrt durch die Breite ee 85 1 
und den Breiten Weg, auf welchem die Gewerke 


gung deſſelben müſſe das größte Gewicht gelegt 
werden. Mit dem Antrage Huene würde nicht blos 
das Poltzeiverordnungsrecht der Städte im Oſten, 
was doch der Sachlage entſpreche, nicht ausgedehnt, 
ſondern auch im Weſten den beſtehenden Verhält⸗ 
niſſen gegenüber noch eingeengt. Wenn die An- 
nahme des von ihm gewünſchten Amendements das 
Zuſtandekommen des vorliegenden Entwurfs hindern 
jollte, jo würde der Nachtheil jo erheblich nicht 
ſein Mit dem Geſetze habe es gar keine Eile. 


dem Tage der Publikation der Polizeivorſchrift er⸗ 
theilt, ſo hat die Behörde die Vorſchrift außer Kraft 
zu ſetzen;“ 
und ferner den erſten Abſatz des § 79 zu faſſen 
wie folgt: 

„In Stadtkreiſen iſt die Ortspolizei⸗Behörde 
befugt, gegen die Nichtbefolgung der von ihr er⸗ 
laſſenen polizeilichen Vorſchriften Geldſtrafen bis 
zum Betrage von 30 Mark anzudrohen. Im Uebri⸗ 
gen ſteht die Ertheilung der Genehmigung zum Er- Man ſolle ſich aber hüten, den Gemeinden das Zu- 
laſſe ortspoltzeilicher Vorſchriften mit einer Straf- ſtimmungsrecht zu den Polizeiverordnungen vorzu⸗ 
androhung bis zum Betrage von 30 Mark gemäß enthalten, wolle man nicht alle Sympathie für die 
$ 5 der im § 73 angezogenen Geſetze dem Regie- Selbſtverwaltung überhaupt zerſtören. 
rungs-Präſidenten zu.“ i Abg Frhr. v. Huene hält das Amendement 

Abg. v. Heydebrand empfiehlt Names der Liebermann zu ſeinem Antrage deshalb nicht für 
konſervativen Partei die Streichung des zweiten nöthig, weil die ſtaatlichen Intereſſen durch den 


13. Mat deſſelben Jahres betreffend die Zollgrenze 
bei Hamburg entſprochen wurde. 

In der Sitzung des Bundesraths vom 22. 
Mai wurde beſchloſſen, daß wegen Bereitſtellung 
der Geldmittel zu den Reichsausgaben für das 
Etatsjahr 1880/81 und für die folgenden Etats⸗ 
jahre bis auf Weiteres die bisherigen Grundſätze 
mit der Maßgabe in Kraft bleiben, daß die Feſt⸗ 
ſtellung der Grenzen, innerhalb welcher die ihr 
Kontingent nicht ſelbſt verwaltenden Staaten von 
der Militärverwaltung im Laufe des Etatsjahres 
zu Zahlungen unmittelbar in Anſpruch genommen 
werden können, durch den Reichskanzler erfolgt. — 
Dem Bundesrath iſt auch der Entwurf einer An⸗ 
leitung zur Aufſtellung der Ueberſichten über die 
Beſteuerung des Tabaks vorgelegt worden. 


(Wie ich erfahre, hat Se. Majeſtät der Kaiſer 


Lieutenant Graf Brandenburg, die Generalmajore 
Graf Lehndorff und von Brozowski, 


Major Graf 
Arnim und der Geh. Legationsrath Dr. Buſch. 

— Die „National⸗Zeitung“ ſchreibt: Der 
Artikel der „Voce della Verita“ wird Niemandem 
einen Zweifel darüber laſſen, daß die kirchenpolitiſche 
Vorlage ihren Zweck, die Kurie zu einer verſöhn⸗ 
licheren Haltung zu veranlaſſen, vollſtändig verfenit 
hat. Die Vorlage wird als eine bösartige bezeich- 
net, die Katholiken, welche dafür ſtimmen werden, 
mit der großen Exkommunikation bedroht. Wenn 
trotzdem Migr. Jacobini die Zuverſicht ausgeſprochen 
haben ſoll, man werde zu einem modus vivendi 
kommen, ſo ſetzen wir dieſer Thatſache keinen Un⸗ 
glauben entgegen; wir finden keinen Widerſpruch 
zwiſchen ihr und der in dem Artikel des offiziöſen 
Blattes der Kurle niedergelegten Anſchauung. 


Man rechnet in Rom darauf, daß, nachdem 
die preußiſche Regierung ohne erkennbar äußere Ver⸗ 
anlaſſung ſo weit entgegengekommen, ſie auch noch 
einen Schritt weiter thun werde, wenn man nur 
in Rom feſt bleibe. Man erklärt ſich dort das 
Verhalten der preußiſchen Regierung daraus, daß 
eine übermächtige Friedensſtrömung ſich in den ein- 
flußreichſten Kreiſen Berlins geltend gemacht habe, 
die zu jedem Opfer bereit ſei. Man glaubt, daß 
in dem neu vollendeten Kölner Dom der Friede 
zwiſchen Kirche und Staat durch die völlige Unter⸗ 
werfung des letzteren gefeiert werden müſſe und 
daß es nicht fehlen könne, hierbei auch Herrn Pau⸗ 
lus Melchers anweſend zu ſehen. Allerdings wiſſen 
wir ſehr wohl, daß man in Rom in dieſer Be⸗ 
ziehung ſich ſehr ſchwer irrt; aber daß bei der dort 
herrſchenden eigenthümlichen Unkenntniß preußiſcher 
Verhältniſſe das Verfahren unſerer Regierung ſolche 
Irrthümer hervorrufen mußte, iſt uns gleichfalls 
Har. 

Wie jetzt verlautet, werden die Mitglieder des 
Centrums in der Kommiſſton eine Reihe von Amende⸗ 
ments einbringen, deren Zweck dahin geht, die Mai⸗ 
geſetze in ihrem Kern aufzuheben. So ſoll nament⸗ 
lich die vollſtändige Freiheit für die religiöſen Or⸗ 
den beantragt werden. Die Konſervativen, wird 
weiter verſichert, hätten bereits zu erkennen gegeben, 
daß ſie alle ſolche Amendements ablehnen würden; 
fie ſtänden auf dem Boden der Regierungsvorlage, 
würden ſich aber nicht verleiten laſſen, darüber hin⸗ 
aus dem Centrum auch nur Einen Schritt ent⸗ 
gegenzukommen. 

Trotzdem alſo eine Koalition zwiſchen dem 
Centrum und den Konſervativen nicht zu Stande 
kommen kann, betrachten ſich die letzteren doch als 
die Herren der Situation. Sie verſichern, ſie wür⸗ 
den ein „gutes“ Geſetz zu Stande bringen. Kommt 
eine vollkommene Verſtändigung zwiſchen Konſer⸗ 
vativen und Freikonſervativen zu Stande, ſo würde 
allerdings deren Elaborat bei Stimmenenthal- 
tung des Centrums mit 8 gegen 7 Stimmen 
in der Kommiſſion durchgehen und im Plenum 
könnte ſich leicht ein ähnliches Stimmverhältniß her⸗ 
ausſtellen. 

— Dem öſterreichiſch-deutſchen Verkehr werden 
aufs Neue Schwierigkeiten bereitet. Es war ge⸗ 
ſtattet worden, die Güter von Laube (an der Elbe 
in Böhmen) direkt nach Berlin und Hamburg zu 
befördern und erſt am Beſtimmungsorte zollamtlich 
abzufertigen. In neuerer Zeit beſteht, wie das 
„Neue Wiener Tageblatt“ ſchreibt, die deutſche Re- 
gierung darauf, daß die Schiffe ſofort bei ihrem 
Eintritte auf deutſches Gebiet der Zollmanipulation 
unterzogen werden. Es entſtehen dadurch bedeu⸗ 
tende Koſten, da die Frachten zweimal ein⸗ und 
aus geladen werden müſſen, abgeſehen davon, daß 
die hierdurch verurſachte Verzögerung die Benutzung 
der Elbelinie für manche Waarengattungen geradezu 
unmöglich macht. Die öſterreichiſche Nordweſtbahn 
batte fi mit einer Beſchwerde über dieſes Vor⸗ 
gehen der deutſchen Zollbehörde an die öſterreichiſche 
Regierung gewendet, welche ihrerſeits durch die 
Botſchaft die deutſche Regierung darum anging, 


das frühere Verfahren wieder zuzulaſſen. Die 
deutſche Regierung iſt jedoch bisher dieſem 
Wunſche nicht nachgekommen, ſondern erklärte, 


nur ſolche Schiffe ungehindert paſſiren laſſen zu 
können, welche mit der Plombe der öſterreichiſchen 
Zollbehörde verſehen, was eben nur in vereinzelten 
Fällen thunlich iſt. 


Ausland. 


Paris, 31. Mai. Der in Lyon am Sonn- 
tag bevorſtehende zweite Wahlgang zur Ernennung 
eines Deputirten wird ſich zu einem großen Kampfe 
zwiſchen den Ultraradikalen und den ihre Loſung 
von Gambetta erhaltenden Opportuniſten geſtalten. 
Bei dem am 23. Mai erfolgten erſten Wahlgange 
erzielte bekanntlich Blanqui eine jo große Anzahl 
Stimmen, daß ſeine Parteigänger hoffen durften, 
ihn demnächſt in die Majorität zu bringen, zumal 
einer ſeiner Mitbewerber vom Wahlkampfe zurück- 
getreten iſt. Freilich können beim zweiten Wahl- 
gange neue Kandidaten in die Arena treten, und 
es wird in der That gemeldet, daß das Central- 
Komitee von Lyon der „ungeſetzlichen“ Kandidatur 
Blanqui's entweder diejenige des Präſtdenten des 
Munizipalrathes Gailleton oder die des Herrn 
Ballue, Redakteur des „Republicain“, entgegenſtellen 
wird. Bemerkt wird ins beſondere die Entſchieden⸗ 
beit, mit welcher das Organ Gambetta's, die „Re⸗ 
publique Francaiſe“, gegen den ehemaligen „Ge— 
fangenen von Clairvaux“ Front macht. Mit Recht 
hebt das Blatt hervor, daß der Sache der Am- 
neſtie durch die Wahl Blanqut's jedenfalls ein ſehr 
ſchlechter Dienſt geleiſtet werde, weil die Regierung 
ſich darauf berufen könnte, daß ſie den Drohungen 
der Parteigänger der Kommune nicht nachgeben 
dürfe, indem ſie einer ungeſetzlichen Manifeſtation 
Folge leiſte. Andererſeits würde die Deputirten⸗ 
kammer die Wahl Blanquis, welchem die Rechts- 
vortheile der Amneſtie nicht zu Theil geworden 
ſind, doch wieder annulliren, ſo daß ſich ſchwer 
abſehen läßt, wie die Wahlkörperſchaft von Lyon 
zu einer legalen Vertretung in der Deputirtenkam⸗ 

mer gelangen ſoll. Die ultraradikalen Beſtrebun⸗ 

gen werben jedenfalls durch derartige Vorgänge 
ebenjo wie durch das jüngſte Schreiben Rochefort's 
an den Polizeipräfekten Andrieux in noch größeren 
Mißkredit gebracht. 


92 Provinztelles. 


Stettin, 2. Juni. Gemäß den ſeiner Zeit 
von der pommerſchen ökonomiſchen Geſellſchaft an 
die maßgebenden Stellen gerichteten Anträgen, hat 
das Ober⸗Präſidium der Provinz Pommern unter 
dem 4. Mai cr. eine Polizei-Verordnung, betreffend 
die Körung der Privat⸗Deckhengſte, erlaſſen. Nach 


Maßgabe dieſer Verordnung iſt, laut Bekannt⸗ 
machung des Hauptdirektoriums der pommerſchen 
ökonomiſchen Geſellſchaft, die Körung in den ein 
zelnen Kreiſen im Herbſt jeden Jahres auszuführen 
und bis 1. Dezember zu beendigen. Der Vorſitz 
für die ſämmtlichen Kreis⸗Kommiſſionen wird durch 
einen Deligirten der pommerſchen ökonomiſchen Ge⸗ 
ſellſchaft innerhalb ihres Diſtrikts einzunehmen ſein. 
Da die ſtatutenmäßig nächſte Centralverſammlung 
erſt im November cr. tagt, — wird das Haupt- 
direktorium vorläufig einen Delegirten zu ernennen 
haben, deſſen definitive Wahl dann die Centralver⸗ 
ſammlung vornimmt. Die näheren Beſtimmungen 
der Körordnung werden mit den bezüglichen Sche⸗ 
maten demnächſt den Vorſtänden der Zweigvereine 
zur Mittheilung an ihre Mitglieder zugehen. 

— Nach einem Spezialerlaß des Miniſters 
des Innern vom 22. März d. J. darf die nach 
Nr. 5 des Circularerlaſſes des Miniſters des Ju⸗ 
nern vom 26. Auguſt 1861 für zuläſſig erklärte 
ſtillſchweigende Geſtattung des Verkaufs von Wein, 
Rum, Arrak und dergleichen geiſtigen Getränken 
(mit Ausſchluß des eigentlichen Branntweins) in 
vorräthig gehaltenen verſiegelten Flaſchen, auch ohne 
den Beſitz einer Konzeſſion zum Kleinhandel mit 
geiſtigen Getränken, an ſolchen Orten, an denen 
dieſer Verkauf bis zum Erſcheinen der Gewerbeord⸗ 
nung für das deutſche Reich vom 21. Juni 1869 
zeduldet worden war, nach Emanation der letzteren 
nicht mehr aufrecht erhalten werden. Anlangend 
die Frage, ob der Verkauf von Branntwein und 
Spiritus in Quantitäten von einem halben Anker 
und darüber als ein der beſonderen Konzeſſlonirung 
bebürfender Kleinhandel anzuſehen ſei, wenn die 
Abgabe einer ſolchen Quantität nicht in hölzernen 
Gebinden, ſondern in einzelnen Flaſchen, jet es zum 
wi.teren Verkaufe oder an den Konſumenten direkt 
erfolge, ſo iſt die Konzeſſionspflichtigkeit eines ſolchen 
Handels ohne Zweifel zu bejahen und der Erlaß 
som 15. Januar 1838 nebſt dem Ciruclar-Reſkript 
vom 12. Oktober 1837 auch jetzt noch inſofern 
in Gültigkeit ſtehend zu erachten, als die Verab⸗ 
folgung von Branntwein oder von ſonſtigen geiſti⸗ 
gen Getränken nur dann, wenn fie in einheitlichem 
Gemäß von mindeſtens / Anker Inhalt erfolgt, 
den Handel als Großhandel charakteriſtrt. 

— Die Novelle vom Jahre 1876 zu dem 
deutſchen Straſgeſetzbuch hat ſowohl das Sich ⸗Er⸗ 
bieten zu einem Verbrechen als auch die Annahme 
eines ſolchen Erbietens unter Strafe geſtellt In 
Bezug auf dieſe Beſtimmung hat das Reichsgericht, 
III. Strafſenat, durch Erkenntniß vom 31. März 
d. J. ausgeſprochen, daß die ernſtliche Annahme 
eines Sich-Erbietens zu einem Verbrechen ſtraflos 
bleibt, wenn das Erbieten nicht ernſtlich gemeint iſt. 

— Mit der Frage, ob ein Freigeſprochener 
das Recht habe, gegen das Urtel Berufung einzu⸗ 
legen, wird ſich jetzt das Berliner Landgericht zu 
beſchäftigen haben. Ein früherer Gerichtsaktuar, 


jetzt bei einer anderen Behörde angeſtellter Beamter, ſich 


war wegen Polizei⸗Meldekontravention unter Anklage 
geſtellt und freigeſprochen worden. Die freiſpre⸗ 
chenden Gründe konvenirten dem Angeklagten nicht, 
und hat dieſer deshalb Berufung mit dem Antrage 
eingelegt, das Erkenntniß wegen Verletzung von 
Prozeßvorſchriften zu vernichten, das Verfahren we⸗ 
gen nicht legalen Vorverfahrens als unzuläſſig zu 
erklären, jedenfalls aber event. die Freiſprechung an⸗ 
ders, als geſchehen, zu motiviren. Die Berufung 
hat das Königliche Amtsgericht als unzuläſſig zu- 
rückgewieſen und in Folge deſſen der Betreffende 
gegen dieſe zurückweiſende Verfügung Beſchwerde 
erhoben, in welcher namentlich die Unzuſtändigkeit 
des Amtsgerichts zur Zurückweiſung gerügt wird. 

— In der Zeit vom 23. bis 29. Mai find 
hierſelbſt 19 männliche, 20 weibliche, in Summa 
39 Perſonen polizeilich als verſtorben gemeldet, 
darunter 17 Kinder unter 5 und 8 Perſonen über 
50 Jahre. 

— In der Nacht vom 31. Mat zum 1. 
Juni wurden aus dem am Sellhausbollwerk bele⸗ 
genen Lagerkeller des Kaufmanns Höber, Vertreter 
der Firma Maper H. Berliner, 32 Block Kupfer, 
à Block 17,5 Klgr. ſchwer, im Werthe von circa 
900 Mark geſtohlen. Die Diebe haben beide vor 
dem Keller angebrachten Schlöſſer mittelſt Nach- 
ſchlüſſel geöffnet; am Vorhängeſchloß zeigten ſich 
außerdem Spuren von Gewalt, welche durch ge- 
waltſames Einpreſſen des Nachſchlüſſels herbeigeführt 
zu ſein ſcheinen. Der Diebſtahl ſcheint nicht mit 
einem Male, ſondern nach und nach ausgeführt 
zu ſein. Die Recherchen zur Ermittelung der 
Thäter haben bis jetzt noch zu keinem Reſultate 
geführt. 

— Durch das am 27. v. M. auf dem Dachte 
der Chamottefabrik, vormals Didier, entſtandene 
Feuer war die Dachpappe theilweiſe zerſtört worden 
und ſollte am Sonnabend erneuert werden. Der 
Arbeiter Schumann, welcher die Arbeiten leitete, 
ließ eine Fläche Pappe ſo über eine Dachfenſter⸗ 
Oeffnung legen, daß dadurch ein Theil der Oeffnung 
bedeckt war. Der Arbeiter Auguſt Wichmann 
trat auf dieſen Theil, die Pappe gab nach und er 
ſtürzte durch die Oeffnung in die unter dem Dache 
befindliche Tiſchlerwerkſtätte, wobei er ſich am Kopfe 
ſo ſchwer verletzte, daß er nach dem Krankenhauſe 
gebracht werden mußte. Trotz dieſes Unglücksfalles 
ſcheint bei der Fortſetzung der Arbeit nicht die 
nöthige Vorſicht gebraucht worden zu ſein, denn 
nach kurzer Zeit trat der Arbeiter Auguſt Berndt 
auf dieſelbe Oeffnung und er hatte das gleiche 
Schickſal, wie Wichmann; auch er mußte wegen 
ſtarker Verletzungen am Kopf in das Krankenhaus 
gebracht werden. 

— Am Sonntag, den 11. Juli, findet in 
Grabow a. O. das diesjährige Turnfeſt des pom⸗ 
merſchen Oderturngaues ſtatt. Zu den Turnübun⸗ 
gen hat Herr Kommerzienrath Kreßmann einen di- 


rekt an der Oder belegenen großen Platz bereit⸗ 
willigſt hergegeben. Da zu dem Feſte ſämmtliche 
15 Vereine des Gaues, welche eine Geſammtmit⸗ 
gliederzahl von 817 Mitgliedern haben, voraus- 
ſichtlich ſtark vertreten ſein werden, ſo verſpricht 
daſſelbe ein recht bedeutendes zu werden. 

Sagard, 30. Mai. Das kleine, aber beliebte 
Oſtſeebad Lohme iſt ſeit einigen Jahren von mehr 
Badegäſten aufgeſucht worden, als es beherbergen 
konnte. Bau⸗Unternehmer find deshalb auf den 
vernünftigen Einfall gekommen, in Lohme zu bauen, 
und befinden ſich nun zur Zeit vier Neubauten, 
worunter zwei größere elegante Villan, in Ausfüh⸗ 
rung begriffen. 

Da täglich neue Badegäſte für die diesjährige 
Satjon in Lohme angemeldet werden, jo iſt ein 
Zuwachs von Logir- reſp. Penſtonshäuſern durch⸗ 
aus geboten. 

Der projektirte Fuhrweg von Lohme nach 
Stubbenkammer iſt leider noch frommer Wunſch ge⸗ 
blieben und doch wäre ein ſolcher ſehr von nöthen; 
ebenſo wünſchenswerth wäre es, wenn ein direkter 
Fuhr⸗ und Fußweg von Nipmerow über Giegnitz 
nach Lohme hergeſtellt würde, da die jetzige Weg⸗ 
verbindung zwiſchen Nipmerow und Lohme über⸗ 
haupt ſehr viel zu wünſchen übrig läßt. 

Der herrliche Fußſteig von Lohme nach Stub⸗ 
benkammer, am Ufer der Oſtſee, iſt im beſten Zu⸗ 
ſtande und wird von Freunden ländlicher Reize und 
romantiſcher Fernſichten nach wie vor gewiß mit 
Vergnügen benutzt werden. 


Vermiſchtes. 


— (Ein Krokodil vier Wochen im Freien. “ 
Aus Kuſchwarda (Böhmen) wird gemeldet: Vor 
ungefähr einem Monate entſprang der Menagerie- 
Beſitzerin Joſefa Choikswa, welche mit ihrer wan⸗ 
dernden Menagerie ſich einige Zeit hier aufgehalten 
hatte, einmal Nachts ein ſchlecht verwahrtes junges 
Krokodil von einer Länge von circa drei Schuh, 
und war trotz der eifrigſten Nachforſchungen in den 
nahen Bächen und Teichen nicht mehr zu finden. 
Die Menagerie - Beſitzerin mußte endlich auf die 
Wiederauffindung des egyptiſchen Deſerteurs ver- 
zichten und abreiſen. Allgemein war man der An- 
ſicht, daß das an Wärme gewöhnte Thier bei der 
im Mat herrſchenden Kälte im Frelen und auch aus 
Nahrungsmangel zu Grunde gehen müſſe. Am 26. 
Mai kehrte der Schmiedemeiſter aus dem nahen 
Dorfe Salnau von einem Geſchäftsgange nach 
Hauſe zurück und bemerkte in einer nahe der Straße 
liegenden Lache einen länglichen dunklen Körper ſich 
bewegen. In der Meinung, ein Betrunkener ſei in 
die Pfütze gerathen und kämpfe mit dem Tode, 
eilte der Schmiedemeiſter raſch zur Rettung an den 
Rand der Pfütze. Wie ſehr erſtaunte er aber, als 
er das vor vier Wochen entſprungene Krokodil vor 
ſich im Waſſer liegen fa. Das Krokodil zeigte 
nicht im Mindeſten ſcheu, ließ ſich angreifen 
und] machte nicht den geringſten Verſuch, zu ent- 
fliehAn. Der muthige Schmiedemeiſter nahm einen 
„ſchlug denſelben dem Krokodil hinter den 
erfüßen um den Schuppenleib und führte es 


er Straße einen Wagen fand, der ihn mit ſei⸗ 
ner exotiſchen Beute nach Hauſe brachte. Das 
Krokodil hat ſeit ſeiner Flucht ganz gegen alle An- 
nahme an Körperumfang und Gewicht beträchtlich 
zugenommen, ſcheint alſo keineswegs an Nahrung 
Mangel gelitten zu haben, obwohl noch immer nicht 
beſtimmt werden kann, worin ſelbe beſtand. Auch 
die Vorausſetzung, daß das junge, erſt im vorigen 
Herbſte aus den unteren Nilgegenden nach Trieſt 
gebrachte, daher an ein warmes Klima gewöhnte 
Thier, das auch in der Menagerie immer in einer 
durch Wärmflaſchen erwärmten Kiſte verwahrt war, 
durch die Ende April und im Mai herrſchende nie⸗ 
drige Temperatur zu Grunde gehen müſſe, hat ſich 
nicht beſtätigt. Da der jetzige Aufenthalt der 
Eigenthümerin des Krokodils bis jetzt noch nicht 
ausgeforſcht werden konnte, jo wird der Schmiede- 
matjter das Thier einftweilen weiter pflegen und in 
ſeinem Hauſe fret herumlaufen laſſen. 


Wollberichte. 


Berlin, 30. Mat. Von der heute beendeten 
Woche iſt über einen Verkehr fremder Käufer am 
hieſigen Platze nichts zu berichten. Das Geſchäft 
in deutſchen Rückenwäſchen, wie in allen übrigen 
Wollgattungen beſchränkte ſich auf kleinere Verkäufe, 
welche von den Reſtbeſtänden zu Deckungen des 
nöthigſten Bedarfs aus dem Markt genommen wur- 
den, wobel die Preiſe ſich ziemlich ſchwach behaup⸗ 
teten. Nur von Kolonkalwollen und in Schmutz 
geſchorenen Wollen gingen etwa 1000 Ctr., theils 
zur Stofffabrikation, theils zu Kammzwecken, zu 
den isherigen Preiſen in den Konſum über. Die 
Zufuhren brachten größere Quantitäten dieſer letz⸗ 
teren Gattungen neu an den Markt. Von der 
noch andauernden Londoner Auktion berichtet man, 
daß nach dem dort ftattgehabten Preisrückgang ſich 
in letzterer Zeit etwas mehr Animation eingeſtellt 
und dieſe ermäßigten Preiſe ſich mehr zu befeſtigen 
ſcheinen. Hier nimmt die beginnende Wollſchur 
der deutſchen Rückenwäſchen die ganze Aufmerkſam⸗ 
keit aller Wollintereſſenten in Anſpruch. Von dem 
aber in anderen Jahren eintretenden lebhafteren 
Geſchäft auf dem Lande iſt nichts zu bemerken. 
Ueberall herrſcht eine große Zurückhaltung, ſowohl 
bei den Käufern als auch bei den Verkäufern; bei 
den erſteren, weil ſie im vorigen Jahre an dieſen 
überſtürzten Käufen viel Geld verloren haben, die 
letzteren aber wollen den ſeit etwa 4 Wochen ein- 
getretenen Preisrückgang der Kolontalwollen für die 
bevorſtehenden hieſigen Wollmärkte nicht als maß⸗ 
gebend anerkennen. Allgemein gehen die Käufer 
mit großer Ruhe zu Werke und es gewinnt den 


Anſchein, als ob ſie ſich erſt dann zu größeren Ein⸗ 
käufen verſtehen werden, wenn ſich auf den 
Märkten für die Pretſe eine ſichere Baſis gefun⸗ 
den hat. 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Magdeburg, 1. Juni. Der heute Vormit⸗ 
tag von hier abgegangene Schnellzug, welcher über 
Oſchersleben und Boerſſum nach dem Rhein gehen 
ſollte, iſt zwiſchen Blumenberg und Hadmersleben 
auf freier Bahn aus noch unbekannten Gründen 
entgleiſt. Zwei Perſonen wurden getödtet, vier 
ſchwer und dreißig leicht verwundet. 

Wien, 1. Juni. Meldung der „Politiſchen 
Korreſp.“: 

Aus Cettinje d. 1. d.: Nach Berichten aus 
dem montenegriniſchen Kriegslager ſoll unter den in 
Tuſt ſtehenden Albaneſen Deſertion einreißen; viele 
albaneſiſche Deſerteure werden angeblich von den 
türkiſchen Behörden zwangsweiſe nach Zufl zurück⸗ 
gebracht. 

Der engliſche Geſchäſtsträger Green iſt in 
Skutari eingetroffen. 

Wien, 1. Juni. Wie aus Prag gemeldet 
wird, beſprechen dort ſämmtliche Tagesblätter die 
Anweſenheit des Kaiſers; die verfaſſungstreuen Or⸗ 
gane heben die patriotiſche Geſinnung der deutſchen 
Bevölkerung hervor, ſcharf unterſcheidend zwiſchen 
dem Katſer als dem Repräſentanten des Dauernden 
im Wechſel und zwiſchen den regierenden Kreiſen, 
deren unklugen Handlungen die Verſtimmung in der 
verfaſſungstreuen Bevölkerung zuzuſchreiben iſt. Die 
czechiſchen Blätter ſtellen die politiſche Bedeutung 
der Kaiſerreiſe voran und erblicken darin eine An⸗ 
erkennung der „Individualität Böhmens“ ſeitens 
des Monarchen. Alle offiziellen Reden entbehren 
jeder politiſchen Anſpielung. 

Paris, 1. Juni. Die Deputirtenkammer hat 
einen Antrag angenommen, betreffend die Sicher⸗ 
ſtellung der geheimen Abſtimmung. 

London, 1. Juni Die amtliche „Gazette“ 
veröffentlicht eine Miniſterialverordnung vom heu- 
tigen Tage, nach welcher Rinder, Schafe und Zie⸗ 
gen, welche aus Schleswig-Holſtein kommen, auf den 
Werften für fremdes Vieh vom 6. d. M. ab bis 
zum 31. Dezember c. zum Abſchlachten gelandet 
werden können. 

Paris, 1. Juni. Heute, am Jahrestage des 
Todes des jungen Prinzen Louis Napoleon, wur⸗ 
den drei Seelenmeſſen hierſelbſt in der Kirche Saint 
Auguſtin, in der Kirche zu Paſſy und in St. Phi⸗ 
lippe du roule abgehalten. Die erſteren beiden wa⸗ 
ren ſchwach, letztere dagegen von circa 1000 Ber- 
ſonen beſucht, darunter Prinz Jerome, Prinzeſſin 
Mathilde und der ganze Generalſtab der Jeromiſten. 
Prinz Viktor, Jerome's Sohn, fehlte, weil er heute 


behufs Ablegung des ſchriftlichen Abiturienten⸗Exa - 


mens in Klauſur ging. 


zum Duell mit Rochefort ab. Die Duellzeugen 
des letzteren ſind Lockroy und Clemenceau. Eine 
amtliche Unterſuchung wegen der Angelegenheit des 
jungen Rochefort ergiebt durch acht übereinftimmende 
Zeugniſſe von Privaten, daß die Angaben Henry 
Rochefort's böswillig entſtellt und übertrieben ſind. 

Leon Say ſpricht heute Abend bei dem Lon⸗- 
doner Lordmayor⸗Banket, er wird die Zuverſicht auf 
ein Zuſtandekommen des britiſchen Handelsvertrages 
und auf Fortführung der Cobden'ſchen Politik durch 
England und Frankreich betonen. Miniſter Con- 
ſtans beruft die Präfekten hierher, um mündliche 
Inſtruktionen betreffs ihres Verhaltens am 29. 
Juni zu ertheilen, an welchem Tage die Kultur- 
kampfgeſetze in Kraft treten. 

Alphonſe Humbert, der bekannte Exkommunard, 
der amneſtirt, zum Munizipalrath von Paris ge- 
wählt wurde, iſt geſtern nach Verbüßung einer ſechs⸗ 
monatigen Haft aus Sainte Pelagie entlaſſen. 

Rom, 1. Juni. Dem „Avenir“ zufolge er⸗ 
folgen die Verhandlungen zwiſchen den Miniſte⸗ 
riellen und den Diſſidenten auf der Baſis des Ein⸗ 
tritts dreier Diſſidenten in das Kabinet, doch ſollen 
die Führer derſelben vorläufig davon ausgeſchloſſen ſein 
Die in die Budgetkommiſſion gewählten vier Mit 
glieder der Fonftitutionellen Partei haben die An- 
nahme der Wahl abgelehnt. Crispi kündigte in 
der Kammer eine Interpellation über die Einmi⸗ 
ſchung der Regierung bei den Wahlen an. 

London, 1. Juni. Die formelle Verabredung 
unter den Kabinetten iſt erzielt, daß die Botſchaf⸗ 
ter-Konferenz in Berlin ausſchließlich die griechiſche 
Frage verhandeln ſolle. Rußland hat feine ander ⸗ 
weitigen Anregungen zurückgezogen. 

Petersburg, 1. Juni. Der Zuſtand der Kai⸗ 
ſerin ſoll ſich ſeit vorgeſtern dermaßen verſchlimmert 
haben, daß geſtern beretts an die auf der Herretſe 
begriffene Königin von Griechenland Depeſchen ab- 
gingen, die Reiſe möglichſt zu beſchleunigen, um die 
Kaiſerin noch lebend zu treffen. Die Königin iſt 
währenddem angekommen. Leibarzt Botkin fürchtet, 
daß die Kaiſerin die nächſte Nacht nicht mehr er⸗ 
leben werde. 

Kragujewatz, 1. Juni. In der heutigen 
Sitzung der Skupſchtina beantragten 37 Mitglieder 
der Oppoſition die Vornahme von Neuwahlen o er 
die Einberufung der Konſtituante zur Erledigung 
der öͤſterreichiſch- ungariſchen Eiſenbahnkonventlon. 
Der Antrag wurde jedoch als verfaſſungswidrig 
abgelehnt. 29 Deputirte beantragten den Erlaß 
einer Adreſſe an Gladſtone. 

Chicago „ 31. Mai. Von 19 Newyorker 
Delegirten iſt ein Schriftſtück unterzeichnet worden, 
in welchem dieſelben erklären, daß ſie nicht für 
Grant als Präſtdentſchaftskandivaten ſtimmen wer⸗ 
den. Der Senator Edmund hat ein Schreiben er⸗ 
laſſen, worin er es entſchieden ablehnt, als Präſſ⸗ 
deniſchaftskandidat aufzutreten. 
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ere Köchin reſſe geſern Abend nach Genf.  % 


